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BGH zur Platzierung von Preisangaben in Onlineshops 
 
Zu klären hatten die Richter des BGH, ob es ausreichend ist, wenn in einem Onlineshop die 
Kunden über die Versandkosten und darüber, dass der angegebene Preis die gesetzliche Um-
satzsteuer enthält, erstmals bei Aufruf des virtuellen Warenkorbs informiert werden. Das Gericht 
sah dieses Vorgehen als unzulässig an. 
 
In der Preisangabenverordnung (PAngV) ist geregelt, dass der Unternehmer im Handel gegen-
über Verbrauchern Endpreise angeben muss, die bereits die Umsatzsteuer und sonstige Preis-
bestandteile enthalten. Auf diese Tatsache muss der Unternehmer hinweisen. In der der Ver-
ordnung wird geregelt, dass diese Angaben dem Angebot eindeutig zuzuordnen sind, sowie 
leicht erkennbar und deutlich lesbar oder sonst gut wahrnehmbar zu machen sind (Grundsatz 
der Preisklarheit). 
 
Nach dem Urteil des BGH müssen diese Angaben überdies in zeitlicher Hinsicht dann erfolgen, 
wenn sich der Verbraucher mit dem konkreten Angebot näher befasst. Zu spät sei es, wenn der 
Bestellvorgang durch Einlegen in den virtuellen Warenkorb bereits eingeleitet sei. Auch aus Art. 
7 Abs. 2 der EU-Richtlinie 2005/29/EG folge, dass die Informationen so rechtzeitig erteilt wer-
den müssen, dass der durchschnittliche Verbraucher eine "informierte geschäftliche Entschei-
dung" treffen könne. In einem Onlineshop sei das Einlegen in den virtuellen Warenkorb die 
maßgebliche geschäftliche Entscheidung. 
 
Zur Frage des Standorts und des Inhalts der Informationen erlaubt der BGH jedoch flexible 
Möglichkeiten. Die Liefer- und Versandkosten müssen nämlich nicht unbedingt unmittelbar ne-
ben dem Produkt selbst platziert werden, da die Höhe dieser Kosten in der Regel vom Umfang 
der Gesamtbestellung und evtl. auch vom Wohnort des Bestellers abhängig sind. Daher genüge 
es, so die Richter, wenn der Händler seine Produkte jeweils mit einem Link "zzgl. Versandkos-
ten" versehe und der Besteller über diesen Link sodann eine Erklärung zu den allgemeinen Be-
rechnungsmodalitäten abrufen könne. Die dann tatsächlich anfallende Höhe dieser Kosten 
muss aber dennoch bei Aufruf des virtuellen Warenkorbs in der Preisaufstellung gesondert aus-
gewiesen werden. 
 
(BGH, Urteil vom 16. Juli 2009 – Az. I ZR 50/07). 
 
Fazit: 
Der BGH gibt klare Regeln vor, die sich aber auch an den praktischen Schwierigkeiten im Onli-
nehandel orientieren. Diese Regeln müssen zwingend als Mindestmaß an Informationen zur 
Frage der Preise im Onlinehandel eingehalten werden. Alles, was den Kunden noch besser und 
früher informiert, kann helfen, ist aber nach den klaren Aussagen des BGH nicht unbedingt er-
forderlich. 
 
Trotzdem ist Vorsicht geboten: Alles Angaben sind immer auch an den Gesamtumständen des 
Einzelfalls zu messen. Die Frage der Übersichtlichkeit der Angebote als solche sowie insbeson-
dere auch die transparente und klare Darstellung der allgemeinen Berechnungsmodalitäten für 
die Liefer- und Versandkosten ist sehr genau vorab zu klären. Alles dreht sich um die Grundsät-
ze der Preisklarheit und Preiswahrheit und jede Information muss sich immer am Erfordernis 
der Transparenz messen lassen. Hier kann der Teufel im Detail stecken. 
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Zueigenmachen von User Generated Content 
 
Die Haftung für Inhalte auf einer Webseite ist immer wieder Anlass juristischer Auseinanderset-
zungen. Entscheidend dabei ist, ob es sich um eigenen Content des Diensteanbieters, also des 
Betreibers der Webseite, handelt oder aber um fremden Content. Für eigenen Inhalt haftet der 
Betreiber der Webseite immer. Fremden rechtswidrigen Content muss sich deren Betreiber erst 
nach positiver Kenntnis zurechnen lassen und haftet erst ab diesem Zeitpunkt auf Unterlassung. 
 
Spannend wird die Frage – gerade im Hinblick auf die vielen Web 2.0 Portale – was mit so ge-
nanntem User Generated Content ist. Dabei handelt es sich natürlich zunächst um für den Sei-
tenbetreiber fremden Inhalt. Aber die Gerichte nehmen unter bestimmten Umständen an, dass 
der Betreiber sich den zunächst fremden Inhalt zueigen machen kann. Dann haftet er dafür wie 
für eigenen Inhalt, also von Anfang an und ohne positive Kenntnis von der Rechtswidrigkeit des 
Inhalts. 
 
Der Bundesgerichtshof hatte sich mit einem Webportal zu befassen, in welchem die User Koch-
rezepte, aber auch Bilder zu den Rezepten hochladen können. Nach den AGB des Portals wer-
den die Rezepte und Bilder erst freigeschaltet und online gestellt, nachdem sie von der Redak-
tion der Portalbetreiberin sorgfältig gesichtet und auch Richtigkeit und Vollständigkeit geprüft 
worden sind. Bei Bildern wird zusätzlich geprüft, ob diese professionell angefertigt wurden. Die 
Texte und Bilder werde überdies von der Portalbetreiberin auch Dritten zur weiteren kommer-
ziellen Nutzung und Verwertung angeboten. 
 
Der Betreiber eines vergleichbaren Rezeptportals macht nunmehr Ansprüche geltend auf Unter-
lassung und Schadensersatz wegen Verwendung dreier Fotografien von seiner eigenen Web-
seite, die bei der Beklagten online gestellt wurden. 
 
Der BGH entschied, dass die Beklagte sich den hochgeladenen Inhalt, also auch die drei Bilder, 
dadurch zu Eigen gemacht habe, dass laut AGB diese zunächst redaktionell gesichtet und ge-
prüft werden. Zudem werde in den AGB das Einverständnis der User verlangt, dass der von 
diesen hochgeladene Inhalt von der Portalbetreiberin selbst oder durch Dritte vervielfältigt und 
in beliebiger Weise weiter gegeben werden dürfe. Damit ordne sich die Portalbetreiberin auch 
wirtschaftlich die Inhalte selbst zu. Schließlich würden die Bilder auch prägnant mit dem Logo 
der Portalbetreiberin versehen, was ebenso für die Übernahme der inhaltlichen Verantwortung 
spreche. 
 
Die in die AGB aufgenommene Verpflichtung der User, Rechte Dritter nicht zu verletzen, genü-
ge im Übrigen nicht, um die Portalbetreiberin aus der Haftung zu entlassen. Das Gericht regte 
an, es könne vielmehr zur Absicherung eine Erklärung des Users über die Rechteinhaberschaft 
verlangt werden, welche dann überprüft werden könne. 
 
(BGH, Urteil vom 12. November 2009 – I ZR 166/07) 
  
Fazit: 
Die so genannte Haftungsprivilegierung des Anbieters von Webdiensten im Telemediengesetz 
(TMG) geht nur soweit, wie dieser nicht selbst Einfluss auf die bereitgestellten Inhalte hat. Bei 
fremden Inhalten, die von den Usern auf die Seite gestellt werden können greift in der Regel die 
Privilegierung mit der Folge, dass der Seitenbetreiber erst dann haftet, wenn er auf eine 
Rechtsverletzung aufmerksam gemacht wurde. Dann haftet er auf Unterlassung und muss den 
rechtswidrigen Inhalt in angemessener Zeit (Im Internet könne dies auch nur Stunden sein) ent-
fernen. Eine Vorabprüfungspflicht besteht nicht. 
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Anders aber dann, wenn der Seitenbetreiber den Inhalt vorher prüft und damit sich selbst rein 
faktisch in die Lage versetzt im Rahmen der freiwilligen Vorabkontrolle rechtswidrigen von 
Rechtskonformen Inhalt zu unterscheiden. Es kann auch passieren, dass dem Betreiber einer 
Seite aufgrund weniger, übersichtlicher Inhalte die positive Kenntnis unterstellt wird. Dann wird 
der ehemals fremde Inhalt durch ein „Zueigenmachen“ plötzlich zum eigenen Inhalt und die Haf-
tung ist in vollem Umfang gegeben. 
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